Russland: Kritik an der Regierung ist kein Umsturzversuch! 

Protestkundgebung von Amnesty International zum Vorgehen russischer Behörden gegen das Menschenrechtszentrum von MEMORIAL
19. November 2015, 17.00 bis 18.00 Uhr vor der Botschaft der Russischen Föderation,

Unter den Linden 63-65, 10117 Berlin.

BERLIN, 17.11.2015 – Amnesty International protestiert entschieden gegen neuerliche Versuche russischer Behörden, die Arbeit des Menschenrechtszentrums von MEMORIAL zu illegalisieren. „Offenbar reicht es den Behörden nicht mehr aus, unabhängige Menschenrechtsarbeit als „Agententätigkeit“ zu diskreditieren“, sagte Peter Franck, Russlandexperte von Amnesty International. „Wenn das Justizministerium in einem Brief an das Menschenrechtszentrum vom 9. November 2015 rügt, die Organisation untergrabe die verfassungsmäßige Ordnung der Russischen Föderation und rufe zu einem Sturz der gegenwärtigen Regierung auf, sind das absurde Vorwürfe, die immer offener zu Tage treten lassen, worum es der russischen Regierung wirklich geht: Unabhängige Kritik am offiziellen Kurs soll unterbunden werden. Das kann nicht ernst genug genommen werden,“ sagte Franck weiter.

Die Behauptungen des Justizministeriums wurden noch vor der üblichen Anhörung der betroffenen Organisation an die Generalstaatsanwaltschaft weitergeleitet. Dem bereits seit Juli 2014 als „ausländischem Agenten“ registrierten Menschenrechtszentrum drohen jetzt erneut Geldbußen, strafrechtliche Verfolgung und die Schließung. Anlässe für die Vorwürfe waren die Kritik des Menschenrechtszentrum an der Annexion der Krim und die Behauptung „fabrizierter Anklagen“ in den so genannten Bolotnaja-Prozessen. In diesen Verfahren waren Personen, die sich an einer Protestdemonstration zur Amtseinführung des derzeitigen russischen Präsidenten beteiligt hatten, wegen „Anstiftung oder Beteiligung an Massenunruhen“ teilweise zu mehrjährigen Freiheitsstrafen verurteilt worden.
„Mit dem Menschenrechtszentrum von MEMORIAL wird gegen eine Organisation vorgegangen, mit der Amnesty International seit vielen Jahren hervorragend zusammenarbeitet und deren akkurate Recherche weltweit geschätzt wird. Auch Präsident Medwedew hatte anlässlich der Ermordung von Natalia Estemirowa, die für das Menschenrechtszentrum gearbeitet hatte, im Jahr 2009 ihre professionelle Arbeit hervorgehoben und den Wert manchmal auch „harter Einschätzungen“ für die weitere Entwicklung seines Landes hervorgehoben.

Amnesty International fordert von der russischen Generalstaatsanwaltschaft die absurden Vorwürfe zurückzuweisen und dem Menschenrechtszentrum von MEMORIAL die Fortsetzung seiner unabhängigen Menschenrechtsarbeit  auf keinen Fall zu verbieten.

 
Für Interviewanfragen wenden Sie sich bitte an die Pressestelle.
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